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ISPA
Internet Service Providers Austria
zH Herrn Dr. Kurt Einzinger
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1090 Wien

Wien, am 4.6.2002


ISPA/TK-RL /  / 6SB
TKG-Arbeitsgruppe

Lieber Kurt!

Anbei mein Vorschlag für die Kompromissvariante der internetspezifischen Wettbewerbsfragen.

Mit freundlichen Grüßen

Dr. Karin Wessely

Entwurf

INTERNETSPEZIFISCHE WETTBEWERBSFRAGEN

(Ergänzung zum Entwurf internetspezifische Forderungen)

Ergänzungen in der Präambel:

Folgender Absatz wäre aufzunehmen:

Eine Sicherung effizienten Wettbewerbs setzt nach Auffassung der ISPA die Einrichtung einer sektorspezifischen Missbrauchsaufsicht bei der Regulierungsberhörde voraus, die rasch entscheiden kann und der nötige Sanktionsmittel zur Verfügung stehen.

Ergänzung: zweiter Teil „INTERNETSPEZIFISCHE WETTBEWERBSFRAGEN“

1. Der Regulierungsbehörde ist ein klarer Auftrag zur Eigeninitiative bei der Sicherung und Förderung effektiven Wettbewerbs und freien Marktzutritts im Bereich des Internet zu erteilen.

2. Klare Vorgaben für die Höchstdauer etwaiger Verfahren sind zu treffen.

3. Unabhängig von der Auferlegung von Vorabverpflichtungen durch die Regulierungsbehörde ist klar zu stellen, dass die allgemeinen wettbewerbsrechtlichen, insbesondere kartellrechtlichen Anforderungen für marktbeherrschende Unternehmen jedenfalls weiterhin bzw zusätzlich gelten (zB Diskriminierungsverbot, Katalog des § 35 KartG).

4. Eine sektorspezifische Missbrauchsaufsicht ist bei der Regulierungsbehörde einzurichten. Damit verbunden muss die Regulierungsbehörde wirksame Sanktionsmöglichkeiten bei Verstößen erhalten und die Möglichkeit geschaffen werden, einstweilige Anordnungen nach dem Vorbild der einstweiligen Verfügung zu erlassen. Verträge, die unter missbräuchlicher Ausnutzung einer marktbeherrschenden Stellung oder unter Verletzung von Vorabverpflichtungen zu Stande kommen, sind –was klarzustellen ist – nichtig.

5. Sollte es aus verfassungsrechtlichen Gründen erforderlich sein, die Zuständigkeit des Kartellgerichts auszuschließen, wenn eine Zuständigkeit der Regulierungsbehörde zur sektorspezifischen Missbrauchsaufsicht besteht, muss die Definition der marktbeherrschenden Stellung für die Missbrauchsaufsicht jener des Kartellrechts (inkl Vermutungstatbestände) entsprechen. Ebenso hat die demonstrative Aufzählung, welches Verhalten einen Missbrauch darstellt, neben sektorspezifischen Beispielen (zB Verstoß gegen Vorabverpflichtungen, Verweigerung von Zugang und Zusammenschaltung, Zugang zu Schnittstellen etc) auch alle Tatbestände des § 35 KartG zu umfassen.

6. Im Kartellgesetz ist klarzustellen, dass ein Verstoß gegen von der Regulierungsbehörde auferlegte Vorabverpflichtungen jedenfalls einen Marktmachtmissbrauch nach den kartellrechtlichen Bestimmungen darstellt.

7. Antragsrechte im Hinblick auf die Abstellung eines Missbrauchs sollten den Amtsparteien des Kartellrechts und allen anderen nach den kartellrechtlichen Bestimmungen antragsberechtigten Personen/Institutionen/Vereinigungen zukommen.

Die ISPA ersucht um entsprechende Berücksichtigung im geplanten Gesetzesentwurf. Eine ausführliche Stellungnahme der ISPA wird nach Vorliegen des Gesetzesentwurfes im Begutachtungsverfahren erfolgen.
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